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WIENERGEHEINDERAT .
Sitzungvom19 .Mai1933.

BürgermeisterSeitzeröffnetum17Uhr20Min.dieSitzung.
DicAbschreibungdesHauptmietzinaabgangesdesGutes

Neusteinhofin Inzersdrof ,dieSicherstellungderBundesdarlehenbei
Baurochts-siodlungsgenossenschaftenderGemeindeWienimgleichenRang
mit dew Gemeindedarlchen ,Strassenherstellungen im XI .Bezirk ,die
Errichtungeines KinderfreibadesimWähringerpark,

der Ankaufeiner Liegenschaft vonder
DampfmühlenSchoeller&Co. . . ,die ErrichtungeinerZugsführerhütte.
durch die städtischen Strassenbahnen auf demMariahilfergürtel ,die
Baubewilligungfür die Errichtung eines GoneratorgapbehältersimGaswerk
Leopoldau ,die Auflassung der Selbstständigkeit der " GemeindeWien- ¬
Ueberlandzentrale" ,werdenohneDebatteangenommen.

Die . R.MühlbergerundPichler( nat .soz . )stelleneinenAntragbetrefendSchiessübungenimNeuenRathaus.
BürgermeisterSoitz ! erklärt ,dasserdiesenAntragdergeschäftsmässigenBchandlungzuführenwerde.
St . R.Weberreferiert überdie FörderungvonStadtrand¬

siedlungen im XXI .Bezirk durch die GemeindeWien .Er weist daraufhin ,
dassderGemeinderatam15 .JulidesvorigenJahresdieersteStadtrand¬
siedlungsaktionbeschlossenhat .EswurdedamalseineGrundflächevon

231. 500QuadratmeternundeinGeldb- etragvon100. 000Schilling :zur
Verfügunggestellt .DieseAktionstehtunmittelbarvordemAbschluss.

BeidieserAktionwarvorgeschen,Baumaterialdassdie Siedlerdas beigestellterhalten,dasSiedungshäus¬
chenunddiesonstigennotwenigenArbeitenaberselbstausführenmüssen.
DieErwartungen,die andieseAktiongeknüpftwurden ,sindbefriedigend.
DieHäuschensindsehrschmuckunddieArbeit,sindtadellosausgeführt
worden .Diehier gemachtenErfahrungenhabendie Gemeindeverwaltungver¬
anlasst ,diese Aktionzu erweitern ,zu welchemZweckeneuerlich 1Million
QuadratmeterausgezeichnetenAckergrundeszurBerfügunggestelltwerden
sollen .Auf fi eser Grundflächesollen 315 Häuschenmit den bereits er¬
richteten8 -also 125Siedlorstellenerbautwerden .DieseGrundfläche
warbisherin BenützungderLand -undforstwirtschaftlichenBetriebs¬
gesellschaft .AufdemGrundstückebefindensicheinigeWirtschaftsgebäude ,
es ist dortauchausgezeichneterDungunddasfür die BetreuungderGrund¬flächeerßrderlichePersonal .DurchdasEntgegenkommenderLand -und
forstwirtschaftlichenBetriebsgesellschaftist es möglich ,mitdieser
Aktion schon jetzt zu beginnen ,sodass die Häuschenwahrscheinlichnoch
in diesomJahrebezogenwerdenkönnen. Entschädigungfürdie
dort befindlichenGebäude ,dasSaatgutunddenDungsind ho . 000Schilling
vorgesehen .Im Uobrigensall die ganze Aktion in gleicher Weise

wiedieerstegoführtwerden,dasheisstabormals2500QuadratmeterproBiedlerstelle ,auf jederSiedlerstolleein bescheidenesHäuschonmit
Wohnküche,WohnzimmerundeinemAusbaufähigenDachboden.In jedemHäuschen
ist für mindestens1 Schlafgelegenheitenvorgesorgt ,sodasseinekleineFamiliedort behaglichunterkommenkann .AlsTrägerinderganzenAktion
bis zum Abschluss der ganzen Vertragsdauer ,also für die Zeit vonetwa

25Jahren,istauchdiosmaldieGesibaauserschen .Gegenüberderbeider303
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eratenSiodloraktionvorgeschenenPachtdauervon15Jahrenhatsich
die Verlängerungder Pachtdauer auf 25 Jahre als zweckmässigherausgo¬
stollt ,damitdie monatlichenZahlungendeseinzelnenSiedlersnicht
zu hoch sind .Vom3 .Jahr angefangenwerdonpro Quadratmeterbisauf
weiteres2 GroschenPachtzinseingehoben ,gewisseinausserordentlich
niedrigerPachtzins .ImGegensatzzurerstenAktionwirddieGomeindeesamten

diosmaldie/Baukostenzur Verfügungstellen .NachdenErfahrungen ,die
bei der Errichtungder ersten 80Häuschengesammeltwordensind ,stellt
sich ein solches Siedlungshausmit allem ,waszur Wirtschaftgehört ,

auf rund 3700 Schilling .Für die Errichtung eines zentralen Wirt¬
schaftsgebäudesist ein Betragvonlo . 000Schillingvorgesehen .Der
demSiedler gewährteKredit wird in 25 bezw .23 Jahren zu 2 Prozentver¬
zinst zurückzuzahlensein .DieLeistung ,die der einzelneSiedler
zu vollbringenhat ,bestcht in der Mitarbeitbei der Erbauung ,vonder
Niemandbefreitwerdenkannunddieetwa1200bis1800StundeninAn¬
spruch nehmenwird .Ausserdemwerden von jedem Siedler mindestens300
SchillingGeldleistungzuerbringensein ,die dazubestimmtsind ,die
erste Bepflanzungdes Grundstückeszu bewerkstelligen .Es mussbesonders
daraufhingewiesenwerden ,dassdie 80Siedler dererstenAktionaus
eigenenMitteln76 . 000Schillingaufgebrachthaben .Wasdieweitere
Zahlunganbelangt ,so wirdin denersten zweiJahrenjeder Siederpro
Stellemonatlichnur5Schillingzuleistenhabenunderstvom
dritten Jahr beginntdie VerzinsungundRückzahlungdes Kapitals ,wofür
der gewisserschwinglicheBetragvon25 Schilling monatlichzuleisten
sein wird .Betont musswerden ,dass die Aktionausschliesslich für
Ausgesteuerte oder unmittelbar vor der AussteuerungstehendeArbeits¬
lose bestimmtist .Esist errechnetworden ,dassauseinerderartigen
GrundflächebeieinergutenBewirtschaftung1ocobis1200Schilling
vielleicht auchmehrjährlich herausgewirtschaftet werdenkönnen ,also
beträchtlichmehr ,als ein ArbeitsloseranArbeitslosenunterstürzung
bekommt.DievorliegendeAktionist die kraftvolleFortsetzungderbis¬
herigenSiedlungs -undWohnbauaktionmit demZiel ,die Arbeits -und
Wohnungslosigkeitzu bekämpfen .Hierist eine Tat gesetzt worden ,die
ohneBeispieldasteht ,undwirwollenhoffen ,dasssiebeispielgebendberufenen
für allc/Körperschaftenseinwird .( LchafterBeifallbeidenSoz. dem. )

3ol .
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GR .Ullreich(christl . soz. )führtaus ,dassdieMehr¬
heit sich immersehr spät zu irgend etwas Gutementschliesst ,besonders
dann ,wennsie Gefahr läuft ,Anträge der Christlichsozialen verwirk¬

lichen zu müssen .Er habe schon in der Budgetdebatte des Vorjahres
daruaf vorwiesen ,dass die Gemeinde in der Siedlungsfürsorge für die
Arbeitslosen etwas tun müsse ,und der Verbandder Kleingärtner undSied¬
ler habe wiederholt die Bereitstellung von Neulandaus demreichen

der Ar itslosen
Grundbesitzder Gemeindeundaucheine finanzielleUnterstützung/ver¬
langt ,bei derGomeindeaberkeinGehörgefunden .St . R.Weberhabedie
Vorschlägedes Recersmit der Bemerkungabgetan ,die Gemeindehabe
auf diesemGebietegenuggetan .Dannhat sich aberdie Mehrheitdoch
einesBesserenbesonnenundmanist an die Schaffungder erstenStadt¬
randsiedlunggeschritten .Rednerhabe an der damaligenVorlagebemängelt ,
dass manmit 1250 Schilling keine noch so bescheideneDauerwohnung
herstellen könneunddass die 13 jährige Pachtdauerzu kurz sei .St . R.
Weber hat auchdiese Einwendungen zurückgewiesen und der Antrag der

ChristlichsozialenaufVerlängerungderPachtdauerundAmortisations¬
frist für das Darlehen auf 25 Jahre ist abgelehntworden .

Im/heutig .Programmist all das ,waswirseinerzitbe-¬
antragt haben ,wasaber die Mehrheitabgelehnthat ,auf genommen.Undsoist
die heutige Vorlage wesentlich besser als diedes Vorjahres und trägt den
tatsächlichen Verhältnissenwetaus mehrRechnung .Es mussauchdieFrage2

aufegworfenwerden ,welcheEieSiedlererwerbenmeineFrage,diein derVor¬
lage nicht geklärt ist . DerSiedlerwirdimmaufeder Jahredasganzeihm
gegoboneDarlehenzurückzuzchienhaben ,er windaberauchdurchseine
MitarbeitamHausmindestens30bis hoProzentdesHauswerteserwerben.
Wirder alsoEigentümerdesHausesoderwelcheRechtebekommtersonst?
ZumindestmüssteVorsorgegetroffen werdenfür jene ,die auszwingenden
GründendasSiedlungshausaufgebenmüssen .DerRednerstellt daherden
Antrag ,deramtsführendeStadtratsei aufzufondorn,demGemeinderatehes-¬
tenseineVorlagezuunterbreiten ,in welcherdieErsatzansprüchejener
Inhaber von Stadtrandsiedlungshäusern festgelegt werden,welche auszwin¬
gendenGründndas bisher innegehabteHausaufgebenmüssen .BR .Ulireich
verweistsodanndarauf ,dassdieGesibain dieserVerlagedurchausnicht
schlechtwegkommt.SiebekommtproQuadratmeterGrundfläheeinenGroschen
boieinerMillionQuadratmetereinesehransahnlicheSumme,weitersbekommt
sio aber auch für di Betreuungder Bauten100 Schilling proSiedler¬
stelle,wasimGanzenwiedernicht wenigausmachenwird . HierwirdderGe¬
siba also ein sehrgutesGoschäftzugeschanztundderselbenGosibawurdenin sehr ausgiebigemMassGemeindegründoauf FrunddesBundeswohnungs-¬
siedlungsfondsin Bachtüberlassen ,währendmandie Genessenschaftenvon
don Stadtrandsiedlungen umjeden Preis fernhält . üffenbarnur ausdom
Grundo,damitdieGemeindeorklärenkann,siealleinhabeaufdiesemGebictotwas goleistet und allo andoren ,Genossenschaftenund Private,hätton vor¬
sagt,währonddieseKreisein WirklichkeitvonderGomeindeanjoderBau¬
tätigkeitgehindertwerden( Lebh .Boifall. . Chr. )

GR.Ing. Hdzl(nat. scz. )erinnertdaran ,dassseinePartoi
anderVorlagobetreffonddieSiedlungLeopoldauwohlKritikgeübt ,ihr
imwesontlichenaberzugestimmthabe.Dienat .Anträge,diodamalsgestollt
wurden,wurdonvonderMehrheitabgelntdamansichdaraufberufenhat,enes müsstenerstErfahrungen die Siedlungsbautongosammeltwerden.305
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ErfahrungonürerSiudlungenl / enaberinsohrreichonlassver,vom
mansich nur an das dautscheVonbildhalten will .VorwenigenTagen
wurdedurch die Presso bekanntgegeben ,dass manim DeutschenRoich16. 000
Siodlungenschaffenwill,aufdenenüber100. 000Menschenuntergebracht
wordensollon .Dasist oine vorbildliche Arbeit .Nunmussdio Gemoindo
diesen Wegauch gchen ,da der Landhunger der Bevölkerung den Widerstand der
Gomeindegegendie Siedlungenbezwungenhat .Wirhabensdi nerzeit boantragt .
dassdieBostanddauerfürdieSiedlungshäuservon15auf30Jahroorstrockt
werdonmöge. DashabenSieabgelchnt. HeutebeantragenSieselbst dieEr¬
strockungauf25Jahro .SichabenauchunsereAnträgeaufErhöhungdes
Darlchensabgelchnt.NunerheöhenSieselbstdieSummenganzgewaltig.
Währendmanfrühernurotwasüber100oSchillingfürdenBauderSiedler-¬flihezurVerfügunggestellthat ,wirdheutefürdasSiedlerhäuschen
allein ein BetragvonhoooS zurVerfügunggostollt .Dasboweistimübri¬
gen ,wierechtwirmitunserenSchauptunghaben ,dassos mitHilfedos
Arbeitsdienstesmöglichist ,Wohnungenumotwa5000bis6000Sherzustelle:
osbeweistaborauch ,wiesehrSiemitIhrensoteurenWohnhausbautenRaubbaugetriebenhaben . DerRodnerverweistsodanndarauf ,dassder
Siedleran demHausselbst gewaltigeArbeitldisten muss ,dassaberdieFragenichtgeklärtist ,wemdasHausgchört,wennderSiodlernach25Jahren
derGesibadasDarlchenzurückgezahlthat .WirstelleninderBezichung
keinenoigenenAntrag,dawirdembetreffendenAntragerChrilichsozialen
zustimmen .DerRednerbezeichmtes sodannals sehr bedauerlich ,dass ,
wiein derAusschussitzungerklärtwurde ,die SiedlerwoderLicht
nochGas ,nochWasservonder Gemeindebeigestelltwrhaltensollenund
dassdieStrassenzurSiedlungundinderSiedlungnichtvondorGomeindehergestelltwerden,sondernvondenSiedlernselbsthergestelltwerden
müsson .ZumSchlussebemerkter ,die GemeindeWienhabemitihrm .System
desWohnhausbaucsSchiffbruchgelitten ,wasschondaraushervorgeht ,dass
dieZahlderObdachlosennichtgeringerwird. EswirdeineranderenVerwaltunüberlassensein ,diesesProblemzulöson ,dasichdiosozialdemokratische

K
Verwaltungdazuhatunfähiggezeigt .( Lebh.Boifall. . Nat. )

St. . Woberbemerkt ,dieOppositionsrdnerüberschen,wennsie behaupten,dassdie GemeindemitdemProjektzu spätkommo,geflissont-¬
lich,wasdi t indeauf dmGebietbishergeleistet hat .GR. Hölzspricht

vondorSiedlungPoopoldau .In Wirklichkeithatdie
omeindemehrals4Millionenm2GrundfürKleingärtonzurVerfügungge-¬

stolltundmehrals6000Siedlungshäusererrichtet ,vondenenjodesoinzol-¬
re oin1 Gartenhat . Esist alsonichtso,alsobwirerst jotztdarauf
gekommonwären,dassSiedlungennotwendigsind .InWirklichkoithatdie
GemeindeaufdomGebietederSidlungenBeispielgebendesgeldistetund
jederWierrsollte sgolzdaraufsein .NichtwirhumpelnanderenLandern
nach,sondernandereLändermachendasnach,waswirvor1o ,14Jahrenbegonnen.
haben . Wonnuns GR .Ullreich Ratschlägefür die Siodlungengibt ,somöge
or dafürsorgen ,dassdiese Ratschlägedort ,woseine Parteifroundehiczudie Möglichkeithaben ,in die Tat umgesotztwerden( Lebh .Beifall . d .Soz. )ZudomAntragUllreichbemerktSt. . Wober,dieFürsorge ,die in diesemAn-¬tragederGomeindeWiongegenüberzumAusdruckkomme,sei nichtangebracht.SegutwiedasStift Klosterneuburgunddie anderenStifte ,diehinsichtlichihrerFründoähnlichvorgehenwiedieGomeinde,ist dieGemeindeWienauchnoch . EinMisstrauen ggn die Gosiba ist ganz und gar nicht am Platze ,donn

die Gesibaist nichts anderesals Gemeinde undBund .WirhabendurchauskeineApneigunggogendie Genossenschaftenaberdie Gonossenschaftensindin WienaufdemGebietedesPauwesensontbehrlich ,weildie Gomeindehier
sämtlicheAufgabonü bernommenhat( Lobh.Boifall . d .Mehrheit)-DerRoforenten-¬antragwirdangonommon,derAntragUljroichabgelehnt.

GR.RzchakroferddrtüberdonBaurechts-undDarlchensvortragmitdergemeinnützigenBau-Wohnungs-undSiedlungsgenossenschaftDornbach.306
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St . R.Kunschak( christl .soz . )bomerkt ,„ ¬ lal

. " .dassesnichterst einerEinladungdesSt . R.Weberbedrufte ,um
den Bundzu einer Förderungder Stadtrandsiedlungsaktionzuverankassen .
InderLetztenSitzungdesBundes-Wohn-undSiedungsfondeslagenausWien
62 Ansuchen : Errichtung von Siedlerstellen vor und als Bauwerber
fungiertedieGesiba.Alle62Ansuchensindbowilligtworden,abermit
demUnterschied ,dass die Gemeinde3500Schilling beiträgt ,derBundes¬
Wohn -undSiedlungsfondhingegen1500Schilling .( HörtHört - Rufebei
denChristlsoz . )DieErklärungdafür ,dass aus ganzWiennurAnsuchen
derGesibavorgelegensind ,liegt daring ,dassauchandereBaugenassen¬
schaften sich gerne bereiterklärt hätten ,Stadtrandsiedlungen imWeich¬
bild der Stadt Wienanzulegen ,dass sie aber wedervonPrivatennoch
vonder Gemeindedas erforderliche Geländeerhaltenkonnten .

ZumGegenstandbemerktderRedner,dasseszurBewertung
deszufassendenBeschlussessehrwesentlichwäre ,auchdenBaurechts¬
vertragselbst zu kennen .Wennmansich dasbisherigeSchemadieser
Baurechtsverträge ansieht ,kommtmanzu der Ueberzeugung ,dasssehr
viel geschicht ,was stark den Charakter des Uebelwollengträgt .Sowird

zumBeispiel in demBaurechtsvertrag ,der mit der Sied ung aufdem
Wolfersbergabgeschlessenwurde ,dieGenchmigungdesBaurechtsvertrages
davonabhängiggemacht ,dass die Siedler die KostenderStrassenherstellung
bestreiten .Die Gemeindearrogiert sich das Recht ,dass sie dieWege
vorschreibtundauchdieAusführungderWegevornimmt,währendderGenossen
schaft auf die Vergebungund Durchführung dieser Arbeiten nme .
gar keine Einflussnahme zusteht .Wennes sich nur darum handeln würde ,
Wegeherzustellen ,die unmittelbar undausschliesslich derSiedlung¬
dienen ,so könntemaneventuell nichts dagegeneinwenden .AberdieGemeindebenützt die Gelegenheitder Erstellung einesBaurcchtsvertrages
dazu ,sich auchöffentlicheVerkehrgegeauf RechnungderGenossenschafter
herstellenzulassen .Dasisc nichtFörderungdergemeinnützigenBau¬
tätigkeit ,sondernplanmässigeundbewussteErschwerungaller Siedlungs¬
bestrebungen .Erwähntmussauchwerden,dassbeimannhenGenossenschaften
und unglaublichsten Zuständeherrschen .Wasüber die SiedlungRosen¬
hügelin derPresse ,in VersammlungenundimGerichtssaalfestgestellt
wurde ,spottet jeder Beschreibung .Der Redner richtet an St . R .Weber

die dringendeBitte ,soweitihnweinRochtzustcht undeineMöglichkeit
gegebenist ,dafür Sorgezu tragen ,dass dieLiquidation. . . . Volfers¬
der GenossenschaftWolfersbergendlicheinmalimInteresseuer Siedlor
und ohne Rücksichtnahme auf Parteiinteressen abgeschlosson wirdZusammen¬
fassondmöchteer feststellen ,dassdie Politik der Gemeindegegenüber
dengemeinnätzigenBaugenossenschaftenundderenMitglieder ,nichtvonz
Wohlwollengetragenist ,sonderndassdie Ggmeindealles tut ,umdie
Entfaltung dieser Bautät igkeit zu bghindern .( Beifall beindenChristlsoz . )

Berichterstatter. R.RzoghakbermerktgegenüberdemVor¬
redner ,dass manzwischenDurchzugsstrassenundeigentlichenSiedler¬
strassen unterscheidenmüsse .DieDurchzugsstrassenwerdenvonderGomein¬
de hergestellt ,die Siedlerstrassen müssen von den Siedlern hergestellt

werden .AufdemWolfersbergkönnennurBergstrassenangelegtworden,
die das Bauamtder GomeindeWienwohlambesten herstellen könne .
Uebrigenssinddie BeiträgeimEinvernchmenmitdenSiodlernfestgestellt

worden.
Bei der Abstimmungwirdder Refrentenantragangenommen.307



St . R.RichterersuchtumGonehmigungfürdieAusgabe
unontgeltlicherBrausebadkartenan ausgesteuerteArbeitslose .Erhandle
sichvorläufigumdieAusgabevon60. 000Karten .MitdieserAktion
erfülle die Gemeindeeino sozialhygienische Aufgabe .

GR .Scholz( nat .soz . )stellt fest ,dassschonam9 .März
dieNatmonalsozialisteneinensolchenAntragin derBezirksvertretung
Ottakringeingebrachthaben .DernationalsozialistischeAntragverlangte
dass denausgestouertenArbeitslosenmindestensjede zweiteWocheein
Reinigungsbadermöglichtwerdensoll .DAusgabederselbstverständlich
unentgeltlichen Badekarten hätte auch für die verdienstlosen Familien¬
angchörigenzuerflgen .DieAusgabevon60 . 000Badekartenistangesichts
der Zahl von 53 . 000ausgesteuerten Arbeitslosen in Wienabsolutnicht
hinlänglich ,da bei 60 . 000Badekartender ausgesteuerteArbeitslosenur
einmal im Jahr zu einem Reinigungsbad kommt .Die Zahl der auszugebenden
Badckartenmüsstemindestensverzehnfachtwerden ,sonst sei dieganze
Aktion nichts anderes als eine Augenauswischerei .

In seinem Schlusswort erklärt BtR .Richter ,dass essich
beiderAusgabovonvorläufig60. 000Badekartenselbstredendnurumden
AnfangeinerAktionhandelt .Esist selbstverständlich ,dassdieKarten¬
ausgabe demBedarf entsprochend erfolgen wird .

DerAntragwirdangenommen .
GR .Bormannersucht um nachträgliche Baubewilligung für

die Errichtung von 62 Siedungshäusern in Aspern an der verlängerten Lobau¬
gasse ;die Siedlungshäuserwerdenvon der gemeinwirtschaftlichenSiedungs¬
undBaustoffanstaltaufgeführt .Eshandeltsich bei demAntragumein
Geschäftsstücknach§ 99 . . ,daderStadtsenatdie Baubewilligungbereits
erteilt hat .

GR.Hölzl( nat. soz. )beschwertsichdarüber,dassihmin
diesem Falle keine Akteneinsicht möglich war ,da der Akt auf derNachtrags¬
tagesordnung des Ausschusscs gestanden ist .Ueber dasSiedlungsgelände
führt die Lichtleitung der Newagund Redner gibt die Anregung ,denSiedlerr
denLichtbezugvondieser Lichtleitungzu ermöglichen .DerRednerkriti¬
siert ,dass der Akt über die Parzellierung der Siedl ung städtische Ver¬
waltungsabgabenin der Höhevon650Schilling undder Aktüber dieBaube¬
willigungstädtischeVerwaltungsabgabenvonmehrals 1ooSchilling
nebendenBundesgebührenaufweise .DenSiedlernwirdauf diese Weisedas
GeldausdorTaschegezogen.

St . R.Kunschakbemorkt ,dassderGemeinderatimgegenständ¬
lichen Falle nur die Baubewilligungzu erteilen habe .Der Stadtsenatmusste
gemässdor Gemeindeverfassungdie Baubewilligungerteilen ,da derAkt
auchdemWohnungs-undSiedlungsfondnichtrochtzeitigvorgelegtwordenist .
Umdie Finanzierung des Projektes habe sich die Gemeindenicht zubekümmem.
Als Obmanndes Beirates des Wohnungs - undSiedungsfondes gebe er bekannt ,
dass sich die Herstellung eincs Siedlungshausesauf 1500Schillingstellen

wird .
In seinemSchlusswortstellt der Referentfest ,dass derAkt

erst am 4 .April dem Magistrat vorgelegt worden ist .Mit Rücksicht auf
die beginnende Bauzeit musste die Baubewilligung durch denStadtsenat
rochtzeitig erteilt werden .Dass demGemeinderatHölzl dieAkteneinsicht
unmöglich war ,ist unrichtig ;GR .Hölzl nehmovielmehr von demRechtdor
AkteneinsichtsehrGebrauch.DieVerwaltungsabgabensindgesetzlichbestimmt.

DerAntragwirdangenommen .308
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St. . SpriserreferiertüberdasZusatzübereinkommonzum
Kolloktivvertragder BedienstetendosBrauahausesder StadtWien.

GR .Scholz ( Nar .soz . ) bemerkt ,die Sozialdemokraten ,de
oinmalsehr hoftig gogendie KartelleStellunggenommenhaben,stehen
heuteselbst in einemKartell,wieds derSchutzverbandderniederösterr.
Braucreionist . WasdonAntragselbst betrifft,ist os bestimmtkoingso-¬
ziale Massnahme,wenndie Gemeinde die Arbeiter des Brauhausos demhollek¬
tivvertragdosVerbandesderLebensmittel-undGenussmittelarbeiteran

. Durchsolche Angleichungenan die Kollektivverträge hat manoin
heillosesWirrwarrindasBesoldungswesenderGemeindehineingebracht ,
womitmannurbeabsichtigt,hat ,dieMöglichkoitzubekommen,eineGruppe
der Angestellten gegen die anderc :auszuspielen .Auchin derPrivatindustrie
ist dadurchvielUnfriedengestiftetworden.DiegesamteAngestellten.und
Arbeiterschaftdr GemeindehatdenheissanWunsch,dassondlicheinmal
die städtischen Arbeiter undAngestellten in eine :WinzigegrosseGe¬
werkschaftüberführtwerchnunddassallostädtischenArbeitereineigenes
Schema ,einonVertragbekemmen.WirlehnendenRoferentonantrag,derfür
die Angestelltendos Brauhauseseine grosseVerschlechterungbedeutet ,als
unsozialab( Boifall . d .Nat. )

St. . Spoisorbezeichnetosalsunrichtig,dassdieGemeindeBrauerei
Wiendem/Kartellangehört.DieGemeindehatlediglichmitdemPorsonal
der Brauereider Stadt Wienvereinbart ,dass disselbenLöhnebezahlt
werden,wiesiedieBrauereinbezahlen,diebeimSchutzverbandsind .Aller-¬
dingsgibtdieGemeindeihreneigenenArbeiternzudiesenLöhnenbedeutende
ErgänzungenundVerbesserungen,insbesonderemussfestgestelltwerden,
dassdieArbeiterdesstädtischenBrauhausesdasDofinitivumnach5Jahren
bereitshabem,EineFerderung,diedaherhoutenichterstgestelltwerdonmuss( Boifall. . Mohrheit).

DerRoferentenantragwirdangonommen.
GR.BormannreferiertüberdenRochenschaftsberichtund

dieBilanzfürdasJahr1932derGemeindeWien-StädtischeVersicherungs¬
anstalt .Er führt aus ,dass die Ungunstder wirtschaftlichenVerhält¬
nisse natürlich auch in diesemGeschäftsbericht ihren Ausdruckgefunden
hat .Derdurchdie wirtschaftlichenVerhältnissehevorgerufeneStill¬
stand wurde aber durch die intensive Tätigkeit der Funktionäre und
Beamten der Anstalt wottgemacht ,denen es gelungen ist ,auch in diesem

JahreinennamhaftenReinertragzuerzielen .DieZahlderamgeschlossenen
Verträge ist wiederum gestiegen .In der Lebensversicherung rangiert

dieAnstaltunter30Anstaltenin Besterreichanfünfter ,in derSchadens¬
versicherung an drittor ,in der Autoversicherung an erster Stelle .
Einer grossen Anzahl von Arbeitern und Angestellten ,die ihrer Pflicht

in Bezugauf die Prämienzahlungnicht nachkommenkonnten ,hat dieAnstalt
die Prämienzahlungwährondder Arbeitslosigkeitgestundet .Sie hatim
Jahre 1932 der Winterhilfe für das ganze Bundesgebict 65 . 000Schilling
undfür andereWohlfahrtszwecke25 . 000Schillingbewilligt .Siehatferner
für das Strahlengerapeutische Institut in Lainz einen Betrag vonlog . 000
Schilling gewidmet ,von dom 20 . 090Schilling flüssig gemachtwurden .
Sic hat ferner ausAnlassdos60 .GeburtstagesdesBürgermeistersmit
einemBetragvon300 . 000SchillingeinenKarl-Seitz -Hilfsfonddotiert ,
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aus demnahezu20 . 000Schilling Unterstützungenan in Notgeratone
VersichertegewährtwurdenundausdenauchdemStrahlentherapeutischen
Institut 10 . 000Schillinggewährtwurdon .ZumSchlussaprichtder
Borichterstatter allen Beanten und Angestellten und inabesonderodem
DircktorderAnstaltdenherzlichstenDankaus .(BeifallbeidenSoz .dem. )

GR .Dr .Hanke ( nat .soz . )möchte feststellen ,dassder
VerwaltungsberichtderstädtischenVersicherungsanstaltsich inmachher
Bezichung wohltuend von den Bilanzen der übrigen Unternchmungenunter¬

scheidct .Auffallend dass die Verwaltungskosten bei der
Lebensversicherung bei einer Prämieneinnahmevon 6 1/2 Millionen ins¬
gesamt751 . 000Schilling betragen ,also nur 15 Prozent ,währondsie
bei der Schadensversicherungbei einer Prämienoinnahmevon8,487 . 000
Schilling 209 . 000Schilling ,also lo Prozent ,betragen .Es ist dem¬
nacheine kleinoSchiebungvorgenommen ,dasLebensversicherungsgeschäft
entlastot ,unddie Elomentarversicherungbelastetworden.

In personeller Bezichung ist allerdings einiges auszu¬
stollen .Vor ungefähr 1 .Jahren ist ein Herr Dr .Kapralik ,einböhmischer
Jude ,als besondererFachmannfür die Kreditversicherungaufgenommen
r wordon .Gerade die Sparte ist infolge der wirtschaftlichen Ver¬

hältnisseheuteohnejedeBedeutung.TrotzdemwurdeerunterUeberpringung
älterer Beamten zumDircktorstellyertreter ernannt und bezieht einen
Jahresgehalt von 20 . 349Schilling .An Ueberstunden allein bekommor

Monatlich210Schilling .DieseauffallendeBevorzugungwirdmitder
besonderenTüchtigkeit dieses Herrnbegründet .Auffallend ist nur ,

dass die besondereTüchtigkeitimmerbei jenen Herronvorliogt ,die
besonderseinflussreiche Hintermännerhaben .

Zubemerkenwärenoch ,dassderVertreterstabderAnstalt
zu gross ist .DieLeitungsollte a die älteren Ver¬
treter bevorzugenundneueVertreternichtaufnchmen.Selbstverständlich
herrscht auch bei der städtischen VersicherungeinGeainnungterror ,
wie er bei allen anderen städtischen Betrieben und auch beim Bundfest¬
zustellen ist . (GR .Jalkotzy ( soz . dom. )Nur in Deutschland nicht !
Es wird immervon der Verfolgung der Juden gesprochen ,aber nievon
der Verfolgungder Nationalsezialisten .( Beifall bei denParteigenossen .

Tatsacheist ,dassbei der StädtischenVersicherungsanstaltsichein
besonderes System herausgebildet hat und dass manche Beante als Spione
der Anstalt bezeichnet werden .Rodner bittet die Anstaltalcitung ,in
diesorBezichungeinenWandeleintretenzulassen .ImNamenseinerFraktion
erklärt er ,dass die Natienalsozialistonan der StädtischenVersicherungs¬
anstalt interessiert sind undselbstverständlichaucheinengutenGeschäfts .
gangdieserAnstaltwünschon,dasssie aber ,wonnTerrorfällegegenHational¬
sozialistischegesinnte Beamteder Anstalt vorkommensollten ,sichnicht
schouen worden ,diese Fälle öffentlich zu besprochon .( Beifall bei den
Parteigenosson. )GR.Bormannerklärtin seinehSchlusswort,dassordem
Verwaltungsausschuss seit 1919 als geschäftsführender Vorsitzender ange¬
hörc ,dass ihmaber kein Fall vonGesinnungsterrorbekanntgewordensei .
Nicht einmal Beschwerdenseien ihm in dieser Bezichungzur Kenntnisgo¬

komen ,er müsse daher den Vorwur .dass in der städtischen Versicherungs¬
anstalt Gesinnungsterrorgeübtwerd . ,zurückweisen .Wasden Falldes
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Dircktorstellvortreters Dr .Kapralik betrifft ,so musstedieAnstalt ,
als vor 1 Jahren im Nationalrat das Gesetzüber dieRisikoexportver¬
sicherung geschaffen wurde ,dür diesen Zweig einen vollkommen vorsierten

Beamtenauchen .WennDr .KapralikinfolgederGestaltungderVerhältnisse
auf diosonGebietekeineBetätigür 'habe ,so habeer auf allenanderen
Gebicten des Versicherungswesens ein so ausgebreitetes Betätigungsfeld ,
dassseine Bezügedurchausangemessensind .DieVersicherungsanstaltis
ja keinMonopolbetrieb,sondernmussdie Konkurrenzderanderengrossen
Versicherungsanstaltenaushalten .Er ist ein tüchtigerVersicherungsjurist ,
oin hevorragenderVersicherungsmathematikerund in jeder Bezichungein
Gowinnfür die Anstalt .DerBerichterstattet stellt schliesslich mitGenug¬
tuung fest ,dass Dr .Hankeals Mitglied des Verwaltungsausschussesselbst
die Tä igkeit dor Anstalt als einwandfrei bezeichnet hat .( Beifall bei

den Soz .dom . )
DieReferontananträgewerdenhieraugangenommen.
GR .Thaller ( soz . dem . )referiert über dieBewilligung

eines Ehrenpreisesvon100oSchilling an die Vereinigungbildender
Künstid :WienerSecession" ,eines Ehronpreisesvon500Schilling
an den Künstler - bundHagenundeines Ehrenpreisesvon1000Schilling
an die Gonossenschaftder bildendenKünstlerWiens.

GR .Dr .Richl .( nat .soz . )führt aus ,dass angesichts

der entsetzlichenNot ,die unterdenMalern ,BildhauernunddenKünstlern
übcrhauptbestcht ,e .Aso notwendigerwäre ,dass abgesehenvonaller
antijüdischen Einstellung die absolute Bedingung gestellt wird ,dass

nurLutiAngehörigedesdeutschenVolkesmitUnterstützungenbedacht
werden .Die Beträge ,die hier beantragt worden ,sind an undfürsich
lächerlichgering .DieGemeindevernachlässig/inzunehmendentMasse
die Förderungder Kunstauf allon Gebicten .Wenndas vielgeschmähte

Hitler - Deutschlandein gewältiges Denkmalder Arbeit errichtet . . .
( GR .Eisinger ( soz .dem . )DieerschlagenenArbeiter soll manhinstollen !
Charakteristischer Weise schreilt nicht ein Arbeiter auf ,sondern
einer der hervorragendsten Repräsentaten rein jüdischer Artung ,wie

in diesemHausesitzen ,dernichtdasRechthat ,überdieVerfolgung
vonArbeiternzusprechen .( GR .Eisinger :Jedergesittete Menschmuss
darübersprechen! IhrFührerist einStreikbrecher! )Wirhabendiesen
Unsinnim Gerichtssaal glänzendwiderlegt ,AndwennSic davonsprochen ,
dassin Deutschlanddeutsche ,arischeArbeiterverfolgtwerden ,soist
das eine Lüge .( Beifall bei den Parteigenosson . )Glauben Sio ,dass
Millionendeutsche Arbeiter sich nur aus Feigheit hinter unsstellen
würden ,wennsie nicht überzeugt wären ,dass in Deutschlandwirklich
Freiheitherrscht ?Waswirbekämpfonundauchhier bekämpfenwerden,
sind die Leute ,die unterder MaskedeswerktätigenJudengernealsAr¬

boitererscheinenmöchten.IchmöchtemitallemNachdruckfeststellen,
dass es oino Schande ist ,dass die Gomeinde Wici dic Errichtung eines
Donkmalog ,für . ghardWagnerin dieser Weisebchandelt .Es ist aucheine .6a .
Schande für/Wion ,die den Ruf der bedeutendsten Kulturstadt bis in die
heutige Zoit erhalten hat ,dass - sicso wenig für die Kunst dieser Stadt
leistet .( Zwischenrufdes GR. Dr .Wernisch )Sie könnenüberzeugt soin ,dassdas Anschen und der künstlerische Ruf von Wien den kommenden Reutschen

Roich/am Horzen liegen wird und dass Wien endlich die Stellung einnchmen
wird ,die ihm nach seiner künstlerischen Vergangenheit als orste Kunst¬
stadt des deutschenVolkesgebührt .( LobhafterBeifall bei denRartei¬genoasen .
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GR. Thallerstellt imSchlusswortfest ,dass gegendie
vorliegendenAnträgebis jetzt keinEinwanderhobenwordenist .D

Behauptungdes GR .Dr . Riehl,er sehe nur eine starke VernachlesgungK .

der .Törderungdurchdie Gemeinde,mussenergischwidersprochenwerden.
Im. . teil ,dieGemeindeverwaltunghatin all denJahren ,in denendie
Sozia dsrokraten die Verwaltungführen ,gerade u Ungeheuresfürdie
UnterstützungundFörderungder Kunstin unsererStadt geåeistet .Ausden
Rechenschaftsabschlüssen dr Gemeindegeht auch genau hervor ,welche
grossenSummenfür diese Zweckeausgegebenwürden .Wennin der heutigenZei
da die Finanzender GemeindevomBundaus so stark gekürzt wurdenund
in der daher Einschränkungenauf al len Gebieten derGemeindeverwaltung
platzgreifen müssem ,auf diesemeinen Gebieteeben auchEinschränkungen
gemachtwerdenmüssen ,so ist das nur erklärlich .Richtig ist ,dassdie
NotderKünstlerbesondersgrossist .DerGemeindeWienkannmanabernicht
denVorwurfmachen,dasssienichtallestut ,wasinihrenKräftensteht.
DieGemeindegibt nichtnurEhrenpreisebei denPunstausstellungen,siegi
immerwiederneueEhrenpensionenfür al te Künstler,woraussichklar
ergibt ,dassderklareWillevorhandenist ,zuhelfen .Darinkönnenwir
allerdingsdemGR. Dr.Riehlnichtfolgen ,wenner die Bedingungstellt ,
dasssolcheEhrenpreisenuranLeute,wieersagt ,"unseresVolkes"vergeben
werdensollen .Dasist ein sehrkleinlicherStandpunkt.DieKunstistnicht
etwas an das Volk Gebunde,nes ,die Kunst ist etwas Internationales ( Zwi¬
schenrufebeidenNat. - GR. Dr.Riehl :GedesVolksoll seineKünstler
fördern!)WenndieKünstlerzelbstiregendeinemKündtlerfürseineLeistung
einenPreiszusprechen,somussdasjedermannundauchdieGemeindebeach¬ten ( Tebh .Beifall b .d .Mehrheit) .

Der Referentenantragwirdangenommen.
GR.JalkotzyberichtetüberdieVorlagebetreffendFürsorge-¬

räteundFürsorgeinstituts-(Sektions )funktienäreundAenderungderWahl-¬
vorschrift,Erbemerkt,dieVorlagebezweckehinsichtlichderBestellung
der Fürsorgefunktionäreeine Vereinfachungherbeizuführen. Heuteist esso ,
dassdieFürsergeinstituteeinenWahlvorschlagerstatten ,derandieBe¬
zirksvertretungengeht .DieBezirksvertretungist andenWahlvorschlag
gebunden,nimmtsie ihn nicht vollständig an ,so ist sieverpflichtet
einenneuenVorschlageinzuholen.DieVereinfachung,dienunvorgenommenwird.
liegt vorallemdarin ,dassin Hinkunftstatt der21BezirksvertretungeneineeinzigeStelle ,dr Stadtsenat,mitderBestellungderFürsorgeräte
beschäftigtseinsoll .AuchheuteschonhatderStadtsenatbeiPompeten-¬
schwierigkeitenstattderPezirkstertretungendieBestellungvorzunehmen.Imübrigen hält sich die Vorlgefast wörtlich an den seinerzeitigenGe- ¬
meinderatsbeschlussvom19 .November1901 .DerPerichtterstatterweist
schliesslichdaraufhin ,dassesirreführendsei,dkeVorlagedahinaus¬
zulegen ,dassnunmehranStellederWahlderFürsorgeräteeineErnennung
tretensoll .EineWahlderFürsorgerätehatesniegegeben.Auchbisherwar
eseineBestellungunddieseBestellung,diebisheran21Stellenvorgenommenwurdesoll nunmehrnurvoneinereinzigenStellevorgenommenwerden.

VorsitzenderDr .Neubauererteiltsodannder . RtnMetzko
dasWort .Als . RtinDr .MotzkosichvonihremPlatzerhebt ,umzusprechen,
rufenihrdieSozialdemojratenu :WollenSieübordonRegierungskommissärfür Wiensprochen!GREisinger:SiewerdenunswahrscheinlichetwasüberdieEin¬
haltungIhresEfdeserzählen.Siesindja füreinenRegierungskommissärfür
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Wieneingetreton.
GR.PapanekEineWienerGemeinderätinsprichtfüreinenRe¬

gierungskommissärinWien!GR.BeisserSiesindIhrerVergangenheittreu(AnhaltendeZwie
schenrufe . . Soz .dem .und Lachenbei denChr . )

GR. FrauenfeldWasist denn ?Hänter den Kulissen habtIhr
ja dochwiedergepackelt.

GR. StögerDieganzenJudensindheuteauf !(AndauerndeZwi¬
schrnufe)

GR.Nachtnebel: ( zu. RtinMotzko)Esist eineApmassung
vonIhnenhier zusprechen( AndauerndeZwischenrufe!

GR .RtinDr,MotzkoIchstehenachwievoraufdemStand¬
punkk ,dass der Tagzu ersehnenist ,an demIhre Wirtschaftein Endenimm
(AnhaltendestürmischeZwischenrufe. d .Soz .dem. )Ich% /anderemichsehr ,

dass Sie den Wunschehaben ,das immerwiederzu hören .( AndauerendeZwi¬
scherrufebei denScz. dem. )WennSiesichsogeberden,wie mansich
sonst in einzelnenAbteilungender AnstaltimWestenWiensoenimmt,so
bin ich bereit ,Thnenimmerwieder ein Beruhigungsmittel zu geben undaus
meinerEiebezumWienerVolk ,Ihnen immerwiederdasselbe zu sagen( An¬
dauernde Zwischenrufe . . Spz- dem) - ¬

GR. Jenschik - DieseLiebewirdabernicht erwidert ,dasbeweis
jedeWahl.

. RtinMotzko: IndemselbenMass,indemSiedieFürsorge-¬
leistungenabbauenundnamentlichdasGebietderoffenenFürsorgebisauf
ein unerträglichesMasseinengen ,sindSiebemüht, denletzter
RestvonInteressenvertretungderarmenBevölkerung,jedeMöglichkeit
einerEinflussnahmeaufdieoffeneFürsorgeundeinerKontrolledurchdieVertreterdesVolksausderWetzuschaffen.DieheutigeVorlagebewegt
sichaufdergleichenLinie ,wieihreMassnahmenseitmehralseinemJahre.
IndemselbenMass,indemSiedieFürsorgeleistungeingeschränkthaben,habenSie denFürsorgerätendasRechtgenommen,Anträgezu stellen ,eine
Onsinnigkeit ,da geradeder Fürsorgerat ,der in die Familiekommt,ameheste :
dieMöglichkeithat ,in dieFamilienverhältnisseEinblickzubekommen.
Dannkar die Aushöhlungder InstitutsversammlungdurchdieEinschaltung
derLeiterkonferenz . DannhabenSiedasAmtdesfreigewähltenFürsorgerates
moralischvernichtet ,indemSieeineErhebungsgruppeaufgestellthaben ,die
nacherhebenmuss .DannhabenSie versucht ,den7gewähltenFüsorgemandatar
seine Leistung auch physisch unmöglichzu machen ,indemSie die Zahlder
FürsorgeräteumeinDrittelgekürzthabenNungehenSienocheinenSchritt
weiter ,in IhremBemühen,dieInstitutionderfreiwilligenFürsorgejeder
MachtzuberaubenundjederEinflussnahmezuentkdeiden.Früherkonnteder
StadtsenatnurinAusnahmsfällendieFürsorgerätebestellen ,sonstear
aberderVorgangeinsolcher ,dassmanvermutenkonnte ,in derArtder
Bestellung der Fürsorgeliege die Gewährdafür ,dass die Interessender
VolksgemeindezurGeltungRommenkönnen .FrüherkonntenalsFürsorgeräte
wirklichsolchePersönlichkeitenausfindiggemachtwerden,dieimBezirk
bekanntwarenundimPezirkdasVertrauenderarmenBevölkerunggenossen
haben.Dasist heutenichtmehrmöglich.Manweissnichtrecht ,wiedieListen
zustandekommen.DerStadtsenat ,dernichtwissenkann ,welcheLeuteinden
BezirkenfürdiearmenMenschenpassen ,nimmteinfachdieBostellungvor.
EswirdeineBestellungvomgrünenTischausseinundeswirdlodiglich313
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der StandpunktGeltunghaben ,ob der Betreffende vomparteipolitischen
Standpunktau taugt undob er sich willig undgehorsamder Devisezu
sparen einordnet .Wir werdenfür die Vorlage nicht stimmen ,denn wirsehen

ehrenamtlichendarin eine Besiege ,lung der Vernichtungder Institution der/Fürsorgeräte .
( Lebh .Beifallb .d .Chr. )

St . RFrauenfeld(nat. soz. )nimmtzunächstgegendieBehauptung
des Referenten Stellung,es handle sich bei der Vorlage um eine ganz unbe - ¬
deutende Angelegenheit und es werde mit kleinen Aenderungennur dasbei¬
behalten ,was früher schon bestanden hat .Die Angelegenheit ist nicht ganz
so nichtssagend ,wiees dargestellt wurde . Mankannin der letztenZait
ja baabachten ,dass die ziemlichverrottete Organisation ,die inder
Gemeindeverwaltunggeherrschthat ,unter demEinfluss dernationalsozialist
schenFraktionmanzheAendeungenerfahrenhat .EswurdeeineneueGesvhäfts
erdnungfürdieBezirksvertretungengemacht,manhatdieGeschftsordnung
hier einer Revisionunterzogen ,manist jetzt darangegangen,dieBestellung
der Fürsorgeräteeiner Aenderungzuunterziehen .Zuersthat maneinesechs¬
monatige Fristerstreckung vorgenommen ,in diesen 6 Monaten hat man Zeit ge¬

habtnachzudenkenundnunnachden6 Monatenkommtmandamit ,dassdie
Bestellungder Fürsorgerätenicht mehrin der alten Form ,sonderndurch
denStadtsenaterfolgensoll .Wirwissennicht ,inwieweithierPackeleien
innerhalbeinerschwarz-rotenKolitionvorausgegangensind,NachdemMuster
vonKrems ,Innsbruck ,Dr .Bureschusw .( Zwishhenrufe . d .Soz .dem. - GR.Papanek:
Steinusw. )DieVorrednerinist in keinerWeiseaufdieFragezurückgekommen
wiejetzt dieBestellungerfolgensoll ,nachdemsie frühernachdemPro¬
porz vor sich gegangen ist .Auch der amtsführende Stadtrat ,der sonst nicht
so schweigsamist ,hat ich umeineErwiderungherumgedrückt,auchderBür .
germeistermusstesichbelehrenlassenunddannhatmandieAusredege¬
funden,erstwollemandieAenderungindrBestellungsformvornehmenunderstnachherwerdemandieweiterenEinzelheitenfestlegen.Wahrscheinlicjh
wardieSeitvon6Monatennichtlanggenug.DassdabeieineVereinfachung
herauskommensoll ,louchtetnichtein .Wasnotwendigwäre,wäre,fürdie
Befürsorgtenetwaszuleisten .Darüberhat mansichnichtdenKopfzer¬
brochen ,sondernmanhat darübernachgedacht,wiemandenganzenFürsorge-¬
apparat zueinemParteiisntrumentfür dieSozialdemokratenmachenkann.
VonSozialismusist keineSpur,ebensowenigvoneinerBesserungderBefür¬
sorgungodervoneinemAusbaudesFürsorgempparates.MansetzteinfachdieZahlderFürsorgeräteherunter ,obwohlkeinersüchtlicherGrunddazuvor¬
handenist .WarumschafftmandieFüsorgeräteüberhauptnichtgleichab?
NachdenGrundsätzen ,nachdenenmanjetzt vorgeht ,ist dieseganzeEinrich¬
tungziomlichüberflüssig.WennderFürsoegernichtmehrausderBevölkerung
herausnachEinemProporzbestelltwird,sodassalleBevölkerungskreise
gleichmässigzuWortekommen,dannist drFürsorgeratnichtmehreinOrgan,
das den Bedürfnissender Befürsorgtendient,sondern er vertritt dineAbtei- ¬
lungdesMagistrats,diedasInteressehat ,beidiesemAnlassmöglichstwenigauszulegen,umbeianderenwenigerwichtigenAnjässenumsogrössere
Beträgeflüssig machenzukönnen .Daherist es völlig irrig ,wennmanuns
weissmachenwill ,das Ganzeist bedeutungslos .Für Sie ist esbedeutungs-¬los,weilSie rchonlangejodenKentaktmitderBevölkerungverlorenhaben,
woilSie wissen,dassIhre Tagegezähltsind ( Lachen. d .Soz .dem . )Nicht
deshalb ,weilIhneneineRegierungDollfussetwastun wird ,mitder Siejaschongepackelthaben ,sondernweilwirIhnendasHandwerklegenwerden .(Lache.. d .Soz. ) - GR. Wagner: DawerdenSie ein alter Jude werden /Sie habennichtden
Mut ,den wahrenGrundder Aenderungfestzustellen .Der Grundist der ,die
Oppositionauszuschaltenunddie Fürsorgezu IhremMonopolzu machen .WirhabenwederfürIhrenMangelanMutVerständnis,nochdafür ,dassmanin
derFürsorgeParteipolitik .betereibtunclehnendieVorlagedeshalbab.( Lobh .Beifall . d .Nat .soz . )314
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GR .Weikert ( nat .soz . )führt aus,es soi morkwürdig ,dass
nunaufoinmaldie Sozialdemokratenihre geheiligtenGrundsätzeder
Demokratiezumalten Gerümpelwerfen .Ihre Genossendraussenwerdendas
nicht begreifen ;Sie zerschlagendie vonIhnengeheiligteDemokratie
undwochselnihre Grundsätzeso ,wieder SoldatimFeldsein Hemd,das

Or wechselte ,wonnes ganzverlaustwar .DerZweckdieserVorlage
ist der ,dieNationalsozialistenvomFürsorgewesenfernezuhalten
und uns den Einblick in die Verwaltungzu verwehren .Dadazudie
demokratischenMittelnnichttaugen ,nehmenSiesichdenDollfusszum
VorbildundführenIhre sogenanntendemokratischenWahlenadabsurdum.
AufmeinoAnfrageanSt . R.Prof .Tandlersagtemirdieser ,dieBestellung
derFürsorgeräteerfolge ,weilFürsorgeratswahlenüber-grosseSchwierig¬
keitenMachenwürden.DiescBegründungist nichtstichhältig,aberdemago¬
gisch .( Beifall bei den Nat . soz . )14 Jahre lang habenSie damitkeine
Schwierigkeiten gehabt ! Sie sagen ,Sie haben sie jetzt ,und ichsage
Ihnenwarum ;es ist nämlicheine nauePartei gekommen,mit der mannicht
packeln kann .Auf meine wiedcrholte Frage an St . . Tandler ,wie dieBe¬
stellungederFürsorgeräteerfolgewerde ,antworteteer ,er wisseesnicht .
Wasist das für ein amtsführender Stadtrat ,der nicht einmal eine solche
einfacheFragebeantwortenkann .Ichfragedaherjetzt denReferenten:
Wieerfolgt die Bestellungder Fürsorgerätedurchden Senat ?Erfolgt
sie willkürlich ,parteipolitischodernachdenProporz ?Wieerfolgt
die Bestellung der Institutsvorstcher ?Erfolgt sie nach denProporz
oderaufGrunddessozialdcmokratischenoderchristlichsozialenPartei¬
buches . ?Wirddie BestellungnachVorschlägenvorgenommenundwerist
berechtigt ,Vorschlägezu erstatten ?Wielang ist dieFunktionsdauer
der Fürsorgeräteundder FürsorgeinstitutsvorsteherundderenStellver¬
treter ?

UnserVertrauenin dieGebarungderFürsorgeräteundFürsorg
institutsvorsteherist sehr erschüttert worden .FürsorgeräteundVorsteher
kennennämlichnicht ihre Pflichten .EskommenunsKlagenzu ,dassdie
Fürsorgeräte bei ihren Erhebungen nicht die Notlage undBedürftigkeit

berücksichtigen ,sondernnurdie BarteipolitischeZugehörigkeitdesFür¬
sorgeworbers .Handeltes sich bei eineh FürsorgewerberumeinenSozial¬
demokraten,wirddasAnsuchenglatt erledigt .Handeltes sich umeinen
Juden ,wird der Höchstsatz der Unterstützung bewilligt .Ist aber der

Fürsorgowerberein Nazi ,wirddessenAnsuchenabgelehntoderes wirdgegen
denFürsorgewerbersogartätlichvorgegangen.ImzweitenBezirkerhielt
eineFürsorgewerberinvomFürsorgerateineOhrfeige(Zwischenrufebei
den Nat . soz . :Lappenbruder ! ) .Wir haben von den Pflichten eines Für¬

sorgerates eine andere Vorstellung .Wassich die Armengefallenlasson
müssen ,geht schonüber die Hutschnur .Vortritt einFürsorgewerber
in einem Füreergeinstitut seine bercchtigten Forderungen ,wirder

sogar vonder Schuwaverprügelt .Dasist sozialdemokratischeFürsorge .
Der Recher stellt den Antrag ,dass Fürsergewerbern ,wennsicvomzuständigenFürsorgeratmit ihrenAnliegenin einer denbestehendenBo¬

stimmungenwidersprechendenArt unter wörtlichenoder tätlichenBeschimp¬fungen oder sonst gewalttätig abgewiesen worden ,das Rocht zustchen soll ,
beim Vorstand des zuständigen Fürsorgeinstitutes Beschwerde zu führen und
zu verlangen ,einen anderen Fürsorgerat nach eigener Auswahl zugewiesen zu
werden .Zugleichist der Magistrat zu beauftragen ,allen Armenärztendiege¬naueste Einhaltung der Vorschriften für die Armenpflege ,insbesondere die
Vorschriften betreffend Verhalten gegenüber Fürsorgewerbern ,inErinnorung
zu bbingen .Ferner sollen die Kündigungen der Insassen des Obdachlosenheimes
anlässlich der vorzunchmendenReinigungs - u.Putzarbeiten sofortzurückgenomme
werden .( Beifall bei den Nat .soz . )In acinemSchlusswortentgegnntderReferentderSt . RiinDr.
Motzko ,sie mögesich nicht so sohr auf die Volksgemeinschaft ,dieangeblichhinter ihrer Partei stche,berufen .Z1E
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Wien,am
VersuchenSie es nur undf wenSie das Volk ,wiees für Sie ist ( Lebh.
Beifall bd . .Soz .dem) . Wenn Gemeinderat Weikert eine Lanze für die
Demekratietricht ,so kanndasnureinLächelnhervorrufen .Vielklarer
und präziser hat Herr Dr .Riehl Ihre Ansichten formuliert ,der hier erklärt
hat : WirbleibenaufdemBodenIhrer GesetzeundIhrer Verfassungundver-¬
teidigen diese solange ,bis wir auf gesetzlichem Wegein den Besitzder
Machtmittelgekommen,dannunsere Gesetzeundunsere AuffassungzumDurch¬
bruchbringenwerden.( Rufebd .Nat .soz. :Selbstverständlich !)Ebensodeut¬
lichsagenwir,wirwerdendiePestimmungenderVerfassungundalleMög-¬
lichkeiten ,diesichunsbieten ,gegenSieanwenden.Ihnenist esnicht
umdieAbstellungvonBeschwerdenzutun ,sondernnurdarum,Material

darauszuschlagen. Wennhiergesagtwird,esbekommtjenandmitdemGummi-¬
knüppelseineFürsorgeausbezahlt ,sorichtetsichdasvonselbst .Solche
Aeusserungenkannniemandin dieserStadternstnehmen(Zustimmungb .
d .Sozdem.GR. Dr. Hanke:SiesindeinDemagog!)InderDemagogiehabenSie
IhrenMeister( Beifall . . Soz.dem. - St .. FrauenfeldmachteinenZwischen¬ruf )IchhabenichtSiegemeint,HerrFrauenfeld!

WennSt .R .Frauenfeldsagt ,diePezirkevertretungensindnot-¬
wendigimInteressederDemokratie,soerinnereichdaran ,dassdie
Nationalsozialistenin 12BezirksvertretungendenAngragaufderenAuf¬
lösunggestellthaben. Erfragtweiter,warummandieFürsorgerätenichtab¬
schafft .WeilwirkeineNationalsozialistensind. Wenndienationalso¬
zislistischeOppositionhierfragt ,wiederStadtsenatdieseBestellungen
vornehmenwird ,sokannichdaraufsagen: DaderProporzinderGemeinde¬
verfassungnichtvorgesehenist ,wirder auchnichteingehaltenwerden
(Zwischenrufe. d.Nat. doz. )IchkannalsoHerrnFrauenfeldnuraufdie

Zukunftvertrösten. Bisdahinwirder sich mitunserenMethodenmitder
BehandlungderPingezufriedengebenmüssen(Peifall. . Soz.dem. )

BeiderAbstimmungwinddieVerlagemitMehtheitangenommen.
DerResolutionsantragWeikertbetreffenddasObdachlosenheim

wirddergescheftserdnungsmässigenBehandlungzugewiesen,derAntrag
betreffenddasBeschwerderechtdesFürsorgewerberswirdabgelehnt.Damitist die Tagesordnungerledigt .

DieAbg .Mühlberger,PichlerundGenossenüberreicheneiren
Pringlichkeitsantzag,indemderBürgermeisteraufgefordertwird,sofort
eineUntersuchungdarüberanzustellan ,dassimKelbrdesRathausesMarxisten
imPistolenschiessenunterrichtetwerden ,worinderBürgermeisterweiter
aufgeferdertwird,demGemeinderatinnerhalb14TagenüberdasErgebnisdie-¬
serUntrsuchungzuberichten ,gegendieschuldtragendenBeamtendasDis-¬
zipdinarverfahreneinzuleitenunddenbezeichnetenRaumsof ort wiederseiner

normalenBestimmungzuzuführen .
InderBegründungderDringlichkeitführtGR.Mühlbergeraus,

dassderBürgermeistersichimmerinderRolledesLustigmachersgefalle,
wennercsich unbedingt als Wurstel aufführen will . . .lebh .Entrüstungsrufe
b .d .Soz .dem)

Bgm.Seitz: Ichbitte sichzuberuhigen' SolcheBübereien
reichenanmichnichtheran .IchwerdeSienichtderEhreeinesOrdnungs¬
rufeswürdigen;dazureichenSienichtheran( Lech .Beifall. .Soz. dem)-¬
ZahlreicheZwischenrufe. . Nat. soz .undGegenrufebei denSoz .dem. )GR .Münlbergererklärt ,die Verhandlungdes Antragesseides- ¬
halbdringlich,weildasWienerRathausnichtzudemZweckeerbautwurde,
damithierSchiessübungenvorgenommenwerden,weiterweildieWienerBe-¬316



völkerungeinReckhabe ,endlichzuerfahren .wieweitdiesozialde¬
mokratisch-christlicheozialeMonarchistenorganisazionin Wiengediehen
ist (Lebh. HeiterundZwishhentufe)AmSonntagkonntemanbemerken ,dass
keineinzigerSozialdemokratin denStrassenderStadsichüberdenHeim-¬
wehraufmarschaufgehaltehat .

BGm.Seitz: UnddassollzurBegründungderDringlichkeitdienen ?(Zwischenrufeb .d .Nat .soz. )
GR.Mühlberger: DiedringlicheBehandlunist aberdeshalb

notwendig ,weildieWienerBevelkerungwissenwill ,obdieSchiessübun¬
genin diesemHausauchweiterhinstattfindenwerden ,obendlichdas
RathausdemZweckenzugeführtwird ,fürdieesseinerzeiterbautwurde( Beifall . d .Nat. soz. )

St . . Richterbemerkt ,dasseinigeBeamtedesKassendienstes
welchedie Geldtransportezubegleitenhaben ,sichandieMagistrats-¬
Direktiongewendethaben.DieMagistrats-DirektionhatdiesenBeamteneinePistolebewilligtundauchdenerforderlichenWaffenpassverschafft.
Esist selbstverständlich,dass ,wenndieLeuteeinePistelstragen,sie
au h in deren Handhabungunterrichtet werdenmüssen .Eshat al soieinmal
eineUnterweisungdieserBeamtenimGebrauchederSchiesswaffenstatt-¬gefunden,dieimKellerdesRathausesvorgenommenwurde.

DemAngragewirddie dringlicheBehandlungnichtzuerkannt.
DieSitzungwirdum21Uhr30geschlossen.
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Bogenabfertigung21Uhr48.
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